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Verordnung
über Benutzungsgebühren für die Inanspruch
nahme der staatlichen Rechnungsprüfungs

stellen (RPrGV)
Vom 21. August 1962

Auf Grund der Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 und Art. 26 
Abs. 2 des Kostengesetzes vom 17. Dezember 1956 
(BayBS III S. 442) und des § 1 Abs. 2 Buchstabe a 
der Verordnung über die Kostenverwaltung bei den 
Behörden des Freistaates Bayern (Kostenverwal
tungsordnung — KVwO) vom 29. November 1960 
(GVB1. S. 275) erlassen die Bayerischen Staatsmini
sterien des Innern und der Finanzen, soweit erfor
derlich mit Zustimmung des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofes, folgende Verordnung:

§ 1
(1) Die Gemeinden, die Landkreise, die kommu

nalen Zweckverbände, die Schulverbände, die Be
rufsschulverbände, die Wasser- und Bodenverbände, 
die sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und die kommunalen Stiftungen haben für die Prü
fung ihrer Kassen und Rechnungen durch die staat
lichen Rechnungsprüfungsstellen Benutzungsgebüh
ren zu entrichten.

(2) Benutzungsgebühren sind auch zu entrichten, 
wenn die staatlichen Rechnungsprüfungsstellen auf 
Anforderung der in Abs. 1 genannten Körperschaf
ten des öffentlichen Rechts und der kommunalen 
Stiftungen Gutachten und Berichte erstellen.

(3) Benutzungsgebühren sind nicht zu entrichten

a) für Kassenprüfungen, die von der Aufsichts
behörde außerhalb der normalen überörtlichen 
Kassenüberwachung (§ 60 HKRV, §§ 71, 84 
KuRV) angeordnet werden,

b) für Gutachten, Berichte und die Prüfung von 
Verwendungsnachweisen, wenn es sich um Zu
wendungen des Freistaates Bayern, des Bundes 
und anderer Körperschaften oder um Kredite 
öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute handelt.

§ 2
(1) Die Höhe der Gebühr bemißt sich nach dem 

Zeitaufwand, den die Prüfung selbst, die der Prü
fung dienenden Besprechungen und die Abfassung 
des Prüfungsberichts erfordern (§ 1 Abs. 1). Zum 
Zeitaufwand gehört auch die Zeit für die An- und 
Abreise zu einem auswärtigen Prüfungs- oder Be
sprechungsort.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Erstellung 
von Gutachten und Berichten nach § 1 Abs. 2.

(3) Die Gebühr beträgt für jeden vollen und den 
letzten angefangenen Tag 40 DM. Wird für eine 
Tätigkeit insgesamt kein voller Tag beansprucht, so 
werden für jede volle und die letzte angefangene 
Stunde 4,50 DM berechnet. Die Gebühr wird für 
jeden Prüfer angesetzt.

(4) Neben der Gebühr werden keine Auslagen er
hoben.

§ 3
Die Gebühr wird mit der Zustellung der Kosten

rechnung fällig.
§ 4

Die Gebühren sind nach der Verordnung über die 
Kostenverwaltung bei den Behörden des Freistaates 
Bayern (KVwO) und den Vollzugsbestimmungen 
hierzu anzusetzen, einzuziehen und nachzuweisen.

§ 5
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1962 in 

Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über Ge
bühren der staatlichen Rechnungsprüfungsstellen 
vom 25. September 1956 (BayBS I S. 573) außer 
Kraft; diese gilt jedoch noch für Prüfungen weiter, 
die vor dem 1. Oktober 1962 begonnen wurden.

(2) Diese Verordnung findet bei der Prüfung von 
Rechnungen der Gemeinden und der Landkreise aus 
den vor 1956 liegenden Rechnungsjahren keine An
wendung.

München, den 21. August 1962
Bayerisches Staatsministerium des Innern 

I. V. Junker, Staatssekretär
Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
Dr. h. c. Rudolf Eberhard, Staatsminister
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung über Wegegeld 
nach dem Gesetz über Kosten der Gerichts

vollzieher
Vom 12. September 1962

Auf Grund des § 38 des Gesetzes über Kosten der 
Gerichtsvollzieher vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 861, 
887) und der Verordnung über die Übertragung von 
Ermächtigungen auf dem Gebiet des Justizkosten
rechts vom 25. September 1957 (GVB1. S. 231) wird 
verordnet:

§ 1
§ 1 Satz 2 der Verordnung über Wegegeld nach 

dem Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher vom 
12. Dezember 1960 (GVB1. S. 310) erhält folgende 
Fassung:

„Das Wegegeld beträgt für jede Amtshandlung 
in Gerichtsvollzieherbezirken, in denen die Erhe
bung von Reisekostenpauschbeträgen nicht in Be
tracht kommen kann, 80 Deutsche Pfennig, in 
allen übrigen Gerichtsvollzieherbezirken 50 Deut
sche Pfennig.“

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1962 in 

Kraft.
München, den 12. September 1962

Bayerisches Staatsministerium der Justiz
Dr. A. Haas, Staatsminister

Landesverortlnung
zur Änderung der Landesverordnung über 
Sprengstofferlaubnisscheine und Spreng- 
stoffregister (Sprengstoff erlaubnisscheinver- 

ordnung)
Vom 17. September 1962

Auf Grund des § 2 des Gesetzes gegen den ver
brecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch von 
Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 (RGBl. S. 61) in der 
Fassung vom 31. Juli 1952 (BayBS I S. 383) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern im 
Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministe
rien der Justiz, für Wirtschaft und Verkehr und für 
Arbeit und soziale Fürsorge folgende Verordnung:

§ 1
Die Landesverordnung über Sprengstofferlaubnis

scheine und Sprengstoffregister (Sprengstofferlaub
nisscheinverordnung) vom 6. Dezember 1956 (BayBS I 
S. 411) in der Fassung vom 27. Juli 1959 (GVB1. S. 211) 
wird wie folgt geändert:
1. § 1:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die nach § 1 Abs. 1 des Sprengstoff

gesetzes erforderliche Erlaubnis erteilt die für 
den Wohnsitz des Bewerbers zuständige Kreis
verwaltungsbehörde, für Bewerber ohne Wohn
sitz im Freistaat Bayern die Kreisverwaltungs
behörde, in deren Bereich die erlaubnispflich
tige Tätigkeit aufgenommen werden soll.“

b) In Abs. 2 wird am Ende an Stelle des Punktes 
ein Beistrich gesetzt und angefügt:
„in dessen Bezirk der Betrieb liegt.“

c) Abs. 3 wird gestrichen.
d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

2. In § 8 Abs. 7 Satz 3 werden nach den Wörtern 
„Der Bestand“ die Wörter „am Ende einer Seite“ 
eingefügt.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. November 1962 in 

Kraft. Sie gilt bis zum 31. Dezember 1976.
München, den 17. September 1962

Bayerisches Staatsministerium des Innern 
Goppel, Staatsminister

Verordnung
über die Zuständigkeit zum Vollzug der 

Getränkeschankanlagenverordnung 
Vom 26. September 1962

Auf Grund des § 52 Abs. 3 der Verordnung, den 
Vollzug der Reichs-Gewerbeordnung betreffend, vom 
29. März 1892 (BayBS IV S. 9) in Verbindung mit den 
§§ 5 Abs. 1, 8 Abs. 1 und 10 Abs. 3 der Verordnung 
über Getränkeschankanlagen (Getränkeschankanla
genverordnung) vom 14. August 1962 (BGBl. I S. 561) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Wirt
schaft und Verkehr folgende Verordnung:

§ 1
Erlaubnisbehörde im Sinne des § 5 Abs. 1 der Ge

tränkeschankanlagenverordnung und Überwachungs
behörde im Sinne des § 10 Abs. 3 der Getränke
schankanlagenverordnung ist die Kreisverwaltungs
behörde, in deren Bereich die Getränkeschankanlage 
betrieben wird oder betrieben werden soll.

§ 2
Zulassungsbehörde im Sinne des § 8 Abs. 1 der 

Getränkeschankanlagenverordnung ist das Bayeri
sche Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr.

§ 3
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1962 in Kraft. 
München, den 26. September 1962

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr

Dr. Otto S c h e d 1, Staatsminister

Berichtigungen
In der Satzung des Bayerischen Versorgungsver

bandes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. August 1962 (GVB1. S. 226) muß es
1. in § 20 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 statt „Umlagestelle“ 

richtig „Umlagenstelle“,
2. in § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e in der Klammer 

statt „Art. 138;“ richtig „Art. 158;“,
3. in § 25 Abs. 5 Satz 5 statt „Versicherungsverband“ 

richtig „Versorgungsverband“,
4. in § 34 Abs. 2 Satz 2 statt „anerkannt“ richtig 

„ernannt“
heißen.

München, den 11. September 1962
Bayerische Versicherungskammer 

I. V. Dr. Mayer, Oberregierungsdirektor 
*

In der Überschrift der Zweiten Verordnung zur 
Änderung der Verordnung zur Durchführung des 
Seßhaftmachungsgesetzes vom 20. Juli 1962 (GVB1.
5. 216) ist das Wort „Zweite“ durch das Wort 
„Dritte“ zu ersetzen. In § 1 Abs. 1 treten an die 
Stelle der Worte „in der Fassung der Verordnung 
vom 9. April 1959 (GVB1. S. 148)“ die Worte: „in der 
Fassung der Zweiten Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des Seßhaftmachungs
gesetzes vom 28. November 1961 (GVB1. S. 263).“

München, den 24. September 1962
Bayerisches Staatsministerium für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Simmel, Staatssekretär
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